
 

 

 

 

Die Hungerblockade von Yarmouk 

Q&A zum rechtlichen Hintergrund 
 

 
Worum geht es im Yarmouk-Verfahren? Warum gibt es zwei 
unterschiedliche Prozesse in Deutschland und Schweden? 

Das Yarmouk-Verfahren betrifft acht Verdächtige in Deutschland und Schweden, 
die zwischen 2012 und 2014 an der gewaltsamen Niederschlagung von Protesten 
und der Tötung von Zivilist*innen im überwiegend palästinensischen Stadtteil 
Yarmouk in Damaskus, Syrien, beteiligt gewesen sein sollen. Die Verbrechen 
ereigneten sich im Kontext der monatelangen, brutalen Belagerung von Yarmouk, 
bei der Tausende Zivilist*innen dem Hungertod ausgesetzt waren. Eine 
gemeinsame, länderübergreifende Ermittlung deutscher und schwedischer 
Behörden führte zuletzt zur Verhaftung der Verdächtigen. 

Die beiden Fälle werden separat vor den nationalen Gerichten in Deutschland und 
Schweden unter Anwendung des jeweiligen nationalen Rechts nach dem 
Weltrechtsprinzip verhandelt. Dieses völkerrechtliche Prinzip erlaubt es 
nationalen Gerichten, schwere Völkerrechtsverbrechen – wie Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit – auch dann zu verfolgen, wenn sie im 
Ausland von ausländischen Staatsangehörigen begangen wurden. Das ECCHR 
unterstützt Überlebende der Verbrechen in Yarmouk, damit sie sich als 
Nebenkläger*innen am Verfahren in Deutschland beteiligen können. 

Dieses Q&A konzentriert sich auf das Verfahren in Deutschland. 

Wer sind die Täter? 

Die mutmaßlichen Täter im deutschen Verfahren sind vier syrisch-
palästinensische Männer – Jihad A., Mahmoud A., Sameer S., Wael S. – die der 
mit dem Assad-Regime verbündeten Miliz „Free Palestine Movement“ (FPM) 
angehört haben sollen, sowie ein syrischer Staatsangehöriger, Mahzar J., 
mutmaßliches Mitglied des syrischen Militärgeheimdienstes (Abteilung 235). Im 
Tatzeitraum kontrollierte die FPM im Auftrag des Assad-Regimes Yarmouk und 
arbeitete eng mit dem syrischen Militärgeheimdienst zusammen. 

 



 

 

Zeitgleich zu den Verhaftungen in Deutschland wurden in Schweden drei 
mutmaßliche Mitglieder der FPM wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit an palästinensischen und syrischen Zivilist*innen in Yarmouk 
im Rahmen koordinierter Ermittlungen festgenommen. 

Was geschah in Yarmouk zwischen 2011 und 2015? 

Yarmouk, auch als „Hauptstadt der palästinensischen Diaspora“ bekannt, wurde 
1957 als Flüchtlingslager für Palästinenser*innen gegründet, die nach der Nakba 
1948 nach Syrien flohen. Im Laufe der Jahre entwickelte es sich zu einem 
lebendigen Arbeiter*innenviertel im Süden von Damaskus, in dem etwa 150.000 
Palästinenser*innen lebten. 

Mit Beginn der syrischen Revolution im März 2011 kam es auch in Yarmouk zu 
friedlichen Demonstrationen, die vom Assad-Regime und verbündeten Milizen 
brutal niedergeschlagen wurden. Viele syrische Binnenvertriebene und auch 
oppositionelle Kämpfer suchten im Lager Zuflucht. 

Wie in allen offiziellen palästinensischen Lagern in Syrien und im Libanon lag die 
Sicherheit formal in den Händen palästinensischer Milizen. De facto unterstanden 
diese jedoch dem syrischen Sicherheitsapparat. In Yarmouk waren das vor allem 
die PFLP-GC (Volksfront zur Befreiung Palästinas – Generalkommando) unter 
Ahmad Jibril sowie die FPM. Letztere war ursprünglich nur leicht bewaffnet und 
im Lager sozial engagiert, entwickelte sich aber mit Beginn des Bürgerkriegs zu 
einer bewaffneten regimetreuen Miliz. 

Beide Gruppen übernahmen Sicherheitsaufgaben in Yarmouk und agierten als 
Handlanger der syrischen Geheimdienste. An ihren Kontrollpunkten kam es zu 
willkürlichen Verhaftungen, wo Menschen ohne Anklage inhaftiert, gefoltert und 
an die Geheimdienste übergeben wurden. Auch bei der Verteilung von 
Lebensmitteln wurden Zivilist*innen regelmäßig von den Mitgliedern beider 
bewaffneten Gruppen angegriffen. 

Ab Dezember 2012 wurde Yarmouk von den Regimetruppen und verbündeten 
Milizen, darunter die FPM, belagert. Im Juli 2013 begann die vollständige 
Abriegelung: Die rund 20.000 verbliebenen Zivilist*innen waren eingeschlossen, 
ohne Zugang zu Lebensmitteln, Medikamenten oder humanitärer Hilfe. Die 
Menschen aßen Gras, suchten nach Abfällen – mindestens 130 starben bis März 
2014 laut der „Palestinian League for Human Rights-Syria“ an Hunger oder 
Dehydrierung. UN-Generalsekretär Ban Ki-moon sprach von einem 
„Todeslager“: Angesichts des Horrors in Syrien, fuhr er fort, sei das Lager „die 
tiefste Hölle” gewesen. 

https://carnegieendowment.org/middle-east/diwan/2014/04/starving-the-palestinian-yarmouk-camp?lang=en
https://carnegieendowment.org/middle-east/diwan/2014/04/starving-the-palestinian-yarmouk-camp?lang=en


 

 

Im Januar 2014 durfte die UNRWA endlich Hilfe leisten. Die Fotos 
ausgemergelter Menschen, die vor Essensausgabestellen aufgereiht standen, 
sorgten weltweit für Entsetzen. 2015 wurde das Lager durch Fassbomben fast 
vollständig zerstört. 2018 folgte eine letzte Offensive des Regimes, die Yarmouk 
weitgehend entvölkert und zerstört zurückließ. 

„Belagern, aushungern, zur Aufgabe zwingen“ wurde zu einer Kriegsstrategie, mit 
der das Assad-Regime brutal gegen Hunderttausende Zivilist*innen in von der 
Opposition kontrollierten Gebieten vorging. 

Worum geht es im Prozess? Was sind die Anklagepunkte? 

Die Bundesanwaltschaft hat gegen die vier mutmaßlichen FPM-Mitglieder sowie 
den Geheimdienstmitarbeiter Anklage wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit erhoben. Die Angeschuldigten sind – in mehreren Fällen 
– des Mordes und versuchten Mordes von Zivilisten und zugleich wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen durch Tötung und 
versuchte Tötung verdächtigt. Daneben werden ihnen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen in Gestalt von Folter vorgeworfen. Allen 
Angeschuldigten außer einem werden in diesem Zusammenhang auch Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit in Form der Freiheitsberaubung vorgeworfen. Ein 
Angeklagter soll zudem verbotene Methoden der Kriegsführung eingesetzt haben. 

Laut Anklage beteiligten sich die Beschuldigten unter anderem an der 
gewaltsamen Niederschlagung einer friedlichen Demonstration am 13. Juli 2012. 
Zwischen 2012 und 2014 hätten die Angeklagten wiederholt Zivilist*innen an 
Checkpoints, die mit dem Assad-Regime verbündete Milizen errichtet hatten, um 
den Zugang zum Lager zu kontrollieren, misshandelt und inhaftiert. Ein 
Angeklagter soll bei der Essensverteilung Menschen geschlagen haben, um damit 
die Aushändigung von Lebensmitteln zu verhindern und zum Aushungern der 
Zivilbevölkerung beizutragen. Zum ersten Mal hat die Bundesanwaltschaft in 
diesem Fall den Kriegsverbrechens-Tatbestand des Aushungerns der 
Zivilbevölkerung zur Anklage gebracht. 

Bis heute hat kein deutsches Gericht die systematische Belagerung und das 
Aushungern der Zivilbevölkerung in Yarmouk untersucht. Ein neues Verfahren 
sollte diese Leerstelle schließen und die brutale Kriegsführung des Assad-Regimes 
gegen ganze Stadtteile juristisch aufarbeiten. 

Die Verhaftungen erfolgten im Juli 2024. Seitdem sitzen die Angeklagten in 
Untersuchungshaft. Ob es zur Hauptverhandlung kommt, entscheidet das 
Oberlandesgericht Koblenz in den kommenden Wochen. 



 

 

Wer sind die Opfer? Gibt es Nebenkläger*innen im Verfahren? 

Im Zuge der Ermittlungen wurden über 50 Zeug*innen befragt. Personen, die 
durch die angeklagten Taten unmittelbar geschädigt wurden, können sich als 
Nebenkläger*innen am Verfahren beteiligen. Das ECCHR unterstützt mehrere 
dieser Nebenkläger*innen, die durch Partneranwält*innen vertreten werden. 

Gab es bereits Verfahren zu den Verbrechen in Yarmouk? 

Ja. Von 2022 bis Anfang 2023 fand ein Verfahren vor dem Kammergericht Berlin 
gegen Moafak D. statt, der 2014 in Yarmouk mindestens vier Menschen getötet 
haben soll. Das Gericht verurteilte ihn zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe, weil 
er als Mitglied der FPM-Miliz eine Gruppe von Menschen mit einer 
Panzerabwehrwaffe angegriffen hatte, die versuchte, Hilfsgüter von der UNRWA 
zu erhalten. Das Verfahren befasste sich mit diesem einzelnen Angriff - und wurde 
dafür kritisiert, dass es durch die Beschränkung auf einen Einzelfall das 
systematische Vorgehen des Regimes und der Milizen in Yarmouk nicht 
angemessen beleuchtete. Das ECCHR unterstützte zwei Nebenkläger*innen, die 
durch Partneranwält*innen vertreten wurden. 

Wie können Belagerung und Aushungern vor Gericht bewiesen und 
strafrechtlich verfolgt werden? 

Nach § 11 Abs. 1 Nr. 5 des VStGB kann Aushungern als Kriegsverbrechen 
(verbotene Methode der Kriegsführung) angeklagt werden. Die 
Bundesanwaltschaft legt diese Norm in der aktuellen Anklage sehr zurückhaltend 
aus und verweist nur auf zwei Fälle, in denen einer der Angeklagten die Verteilung 
von Hilfslieferungen gewaltsam behinderte, indem er auf Zivilist*innen einschlug 
– ein Aspekt des Verbrechens des Aushungerns („Verhinderung von 
Hilfslieferungen“). 

Gibt es andere Verfahren oder Präzedenzfälle zum Verbrechen des 
Aushungerns? 

Die Belagerung und das Aushungern der Zivilbevölkerung sind nach dem 
Völkerrecht verboten und stellen ein Kriegsverbrechen dar und können auch 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen. Bisher gibt es in Deutschland 
keine Rechtsprechung zu diesen Tatbeständen als Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Wenn im Fall Yarmouk die Belagerung 
und das Aushungern von Zivilist*innen als schwere Völkerrechtsverbrechen 
anerkannt werden, kann das als Präzedenzfall für ähnliche Verbrechen in anderen 
Kontexten dienen. 



 

 

Dies ist insbesondere im Hinblick auf die andauernde Blockade Gazas durch Israel 
relevant. Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) hat in diesem 
Zusammenhang Haftbefehle gegen hochrangige israelische Verantwortliche, auch 
wegen Aushungern der Zivilbevölkerung, erlassen. In ähnlichen Situationen, z. B. 
im Jemen oder in Sri Lanka, wurde bisher kein vergleichbares Verfahren eröffnet 
- weder vor nationalen Gerichten noch dem IStGH. 

Die Verbindung zwischen Yarmouk und Gaza ist nicht nur rechtlicher Art, 
sondern findet auch ihren Ausdruck in der real gelebten Erfahrung 
palästinensischer Geflüchteter: Viele palästinensische Überlebende der 
Belagerung von Yarmouk haben heute Angehörige im belagerten Gazastreifen – 
sie erleben erneut die gleichen verbotenen und völkerrechtswidrigen Methoden 
der Kriegsführung, allen voran das Aushungern. 

Das ECCHR fordert seit 2023 die Generalbundesanwaltschaft dazu auf, ein 
Strukturermittlungsverfahren zu den in Gaza begangenen Völkerrechtsverbrechen 
einzuleiten – ähnlich wie diejenigen zu Syrien. Ein solches Ermittlungsverfahren 
könnte die Arbeit des IStGH durch zusätzliche Beweise unterstützen, insbesondere 
im Hinblick auf spezifische Verbrechen wie das Aushungern. Es könnte 
Deutschland zudem auf Situationen vorbereiten, in denen sich tatverdächtige 
Personen – wie im Fall Yarmouk – in Deutschland aufhalten. Ein solches 
Vorgehen würde Doppelstandards im Völkerrecht verringern und zur Schaffung 
weiterer rechtlicher Präzedenzfälle bei der strafrechtlichen Verfolgung von 
Massenverbrechen, wie dem Aushungern, beitragen – Verbrechen, die häufig 
Tausende von Menschen betreffen. 

Welche rechtlichen Möglichkeiten gibt es in Deutschland zur 
Verfolgung internationaler Verbrechen in Syrien? 

Das deutsche Völkerstrafgesetzbuch (VStGB), das 2002 in Kraft trat und 2024 
reformiert wurde, ermöglicht deutschen Gerichten die Verfolgung von 
Völkerrechtsverbrechen, die in Syrien begangen wurden. Mit dem VStGB passte 
Deutschland sein nationales Strafrecht an die Standards des Völkerstrafrechts an, 
insbesondere an jene, die durch das Römische Statut des IStGH festgelegt wurden. 

Das im VStGB verankerte Weltrechtsprinzip bildet die rechtliche Grundlage für 
die strafrechtliche Verfolgung von Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen durch deutsche Gerichte. Dem VStGB 
zufolge kann der Generalbundesanwalt (GBA) Völkerrechtsverbrechen 
untersuchen, selbst wenn sie außerhalb Deutschlands begangen wurden. Das 
bedeutet, dass die Zuständigkeit der Gerichte unabhängig vom Tatort sowie von 
der Staatsangehörigkeit der Opfer oder Täter ist. 



 

 

Seit 2011 führt die Generalbundesanwaltschaft mehrere personenbezogene 
Ermittlungen zu in Syrien begangenen Verbrechen sowie zwei 
Strukturermittlungsverfahren durch, die sich über einzelne Fälle hinaus mit dem 
Komplex systematischer Verbrechen im Land befassen. 

In welchem Zusammenhang steht die Strafanzeige mit der Arbeit des 
ECCHR zu Syrien? 

In den vergangenen Jahren hat das ECCHR daran gearbeitet, die strafrechtliche 
Aufarbeitung von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in 
Syrien voranzubringen – unter Anwendung des Weltrechtsprinzips. Auf 
Grundlage dieses Prinzips reichte das ECCHR gemeinsam mit einem Netzwerk 
syrischer Partner*innen – insbesondere bestehend aus Überlebenden und 
Betroffenen, Aktivist*innen und Anwält*innen – Strafanzeigen in Deutschland, 
Österreich, Schweden und Norwegen ein und vertrat syrische Folterüberlebende 
in Verfahren gegen Angehörige des Assad-Regimes in Deutschland. Dies führte 
2020 zum weltweit ersten Verfahren wegen syrischer Staatsfolter, dem 
sogenannten al-Khatib-Prozess, der den Weg für weitere Verfahren wegen 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ebnete. Zuletzt 
wurde im Juni 2025 ein syrischer Arzt in Deutschland wegen seiner Beteiligung 
an Folter und Tötungen von Oppositionellen in einem syrischen 
Militärkrankenhaus wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verurteilt. 

Wichtig ist auch, dass das ECCHR nicht nur die Aufarbeitung der Taten des 
Regimes, sondern auch der Verbrechen anderer Akteure in Syrien vorantreibt – 
darunter nichtstaatliche bewaffnete Gruppen im nordsyrischen Afrin sowie 
Wirtschaftsakteure wie das Unternehmen Lafarge. 

Was passiert mit den Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip nach 
dem Sturz des Assad-Regimes? Welchen Beitrag leisten sie zur 
Übergangsjustiz in Syrien? 

Um den systematischen Menschenrechtsverletzungen nach dem Sturz des Assad-
Regimes zu begegnen, muss eine umfassende und komplementäre Rechtsstrategie 
gegen alle Täter verfolgt werden: ehemalige Regimefunktionäre, mit dem Regime 
verbündete Milizen, bewaffnete Gruppen (einschließlich des IS), transnationale 
Konzerne und Staaten, die militärisch in den Konflikt eingegriffen haben. 

Während die syrische Gesellschaft die Suche nach einer Übergangsjustiz 
(“Transitional Justice”) beginnt, haben sich die Aussichten auf die Aufarbeitung 
der Verbrechen durch die Diskussionen über die Vielzahl der nun verfügbaren 
Wege zur Gerechtigkeit stark verändert. Dazu zählen nationale Verfahren, die 
Überweisung an den IStGH oder die Einrichtung eines hybriden Tribunals. Die 

https://www.ecchr.eu/fall/weltweit-erster-prozess-zu-staatsfolter-in-syrien-vor-dem-olg-koblenz/
https://www.ecchr.eu/fall/verfahren-militaerarzt-alaa-m-syrien-folter/
https://www.ecchr.eu/fall/tatort-syrien-verbrechen-an-der-zivilbevoelkerung-in-afrin/
https://www.ecchr.eu/fall/franzoesisch-schweizer-konzern-verdacht-der-beihilfe-zu-schwersten-verbrechen-in-syrien/
https://syriaaccountability.org/a-step-towards-justice-ten-years-later/


 

 

neue syrische Regierung hat bereits die Einrichtung von zwei Kommissionen für 
Übergangsjustiz und die Verschwundenen angekündigt. Zeitgleich fordern 
zivilgesellschaftliche Organisationen einen von den Betroffenen geführten 
Prozess, der die Menschenrechtsverbrechen aller Akteure und nicht nur des Assad-
Regimes umfasst. Der Aufbau einer Struktur für die zukünftige Aufarbeitung der 
Verbrechen wird Zeit brauchen: Parallel müssen in Syrien staatliche Institutionen 
gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und Überlebenden 
wiederaufgebaut sowie UN-Mechanismen wie der IIIM (International, Impartial 
and Independent Mechanism) und IIMP (Independent Institution on Missing 
Persons in the Syrian Arab Republic) weitergeführt werden. 

In der Zwischenzeit spielen Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip eine wichtige 
Rolle, um Straflosigkeitslücken zu schließen, laufende Ermittlungen 
voranzutreiben und Täter zu identifizieren, die möglicherweise nach Europa 
geflohen sind. So tragen sie zum Zusammenspiel aus nationalen, supranationalen 
und internationalen Mechanismen bei, das notwendig ist, um dem Ausmaß der in 
Syrien in den letzten 14 Jahren begangenen Völkerrechtsverbrechen gerecht zu 
werden. 

Ohne Gerechtigkeit für die Überlebenden wird es in Syrien weder einen 
langfristigen Frieden noch einen demokratischen Übergang geben. Die rechtliche 
Auseinandersetzung mit Menschenrechtsverbrechen ist unverzichtbar für die vier 
Säulen der Übergangsjustiz – Wahrheit, Gerechtigkeit, Wiedergutmachung und 
Nicht-Wiederholung. Strafrechtliche Aufarbeitung ist und bleibt eine zentrale 
Forderung syrischer Überlebender und der Zivilgesellschaft. Sie ist untrennbar 
verbunden mit weiteren Dimensionen der Übergangsjustiz, wie der Aufklärung 
des Schicksals der Verschwundenen, Wahrheitsfindungsprozessen, Unterstützung 
der Überlebenden, Wiedergutmachung und Erinnerungsarbeit. Die Yarmouk-
Verfahren in Deutschland und Schweden könnten eine wichtige Säule dieses 
Prozesses bilden, sofern sie nicht auf die Untersuchung einzelner Straftaten 
beschränkt bleiben, sondern die systematische Dimension der Verbrechen in 
einem Teil von Damaskus über drei Jahre hinweg erfassen. 

Gibt es eine Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Syrien in 
diesen Verfahren? 

Bisher arbeiten Syrien und Deutschland in diesen Verfahren nicht zusammen. 
Trotz der jüngsten Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen mit der neuen 
syrischen Regierung gibt es nach wie vor keine Rechtshilfeabkommen, die eine 
bilaterale Kooperation bei strafrechtlichen Ermittlungen und Verfolgung 
ermöglichen würden. Es gibt auch keine Auslieferungsabkommen zwischen 

https://iiim.un.org/
https://www.ungeneva.org/en/about/organizations/iimp


 

 

Deutschland und Syrien, die eine Überstellung von Tatverdächtigen nach Syrien 
zur strafrechtlichen Verfolgung erlauben würden. 

Solche Abkommen beruhen in der Regel auf Gegenseitigkeit und setzen unter 
anderem Mindeststandards für rechtsstaatliche Verfahren, die Einhaltung 
internationaler Menschenrechtsverpflichtungen sowie die strafrechtliche 
Verankerung von Völkerstraftaten im syrischen Recht voraus – insbesondere 
dann, wenn Verdächtige wegen Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit angeklagt werden sollen. 

Der Weg zur Schaffung dieser Abkommen – eine Voraussetzung für jede formale 
Zusammenarbeit – wird Zeit in Anspruch nehmen, da syrische Staatsinstitutionen, 
insbesondere die Justiz, wieder aufgebaut und nationale oder internationale 
Mechanismen zur strafrechtlichen Aufarbeitung formalisiert werden müssen. 

 
Stand: Juli 2025 
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